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Liebe Leserinnen und Leser

Etwas später als üblich erhalten Sie hier den 94. 
Rundbrief mit den Ereignissen des 4. Quartals 
2015. Dafür erfahren Sie zusätzlich auch gleich 
noch die Neuigkeiten des Januar 2016. Ganz 
wichtig wird es im 2016, die geplanten Angriffe 
auf die bestehenden Grenzwerte abzuwehren. 
Dem intensiven Lobbing der Mobilfunkindust-
rie müssen wir mit gezielten Aktionen und um-
fassender Information von Bevölkerung und 
Politik entgegen halten.

Ein Lichblick im ausgehenden Jahr war der 
Radiobeitrag in der Sendung Kontext vom 
23.11.2015, den die Autorin Cornelia Kazis auf 
der Grundlage des umstrittenen 100-Sekun-
den-Wissen-Beitrag vom 23. Oktober 2014 er-
stellt hat (Seite 4). Auch anfangs 2016 scheinen 
sich die Medien kritischer mit dem Thema aus-
einander zu setzen, nicht zuletzt aufgrund der 
anhaltenden Proteste der verschiedenen Orga-
nisationen in den Vernehmlassungsverfahren 
der geplanten Gesetzes- und Verordnungsän-
derungen.

Am 5. März 2016 findet die diesjährige Gene-
ralversammlung von Gigaherz statt, wie immer  
im reformierten Kirchgemeindehaus von Thal-
wil. Die Einladung, die Traktandenliste und das 
Protokoll der letztjährigen GV erhalten die Mit-
glieder zusammen mit diesem Rundbrief.

Wir freuen uns auf eine rege Teilnahme und 
viele interessante Gepräche

 			        das Redaktionsteam
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300mal höhere Grenzwerte für Schwangere Arbeitnehmerinnen
Ausgerechnet ungeborenes Leben mit Grenzwerten schützen,  

die 100 bis 300mal höher sind als diejenigen für die Allgemeinbevölkerung?

von Hans-U. Jakob, Schwarzenburg, 12. Oktober 2015

Per 1. Juli 2015 haben Bundesrat Johann Schneider-
Amman (FDP) und seine Helfer vom Staatssekre-
tariat für Wirtschaft (SECO) im Bereich nichtioni-
sierender Strahlung (Elektromagnetischer Felder) 
für Schwangere bis 300mal höhere (schlimmere) 
Grenzwerte eingeführt als diejenigen, welche für 
die Allgemeinbevölkerung gelten:

Das bedeutet: Im Bereich 16.6Hertz (Bahnstrom) 
300mal höhere, im Bereich 50Hertz (Netzstrom = 
allgemeine Stromversorgung in Haushalt, Industrie 
und Gewerbe) 100mal höhere und im Bereich 20-
100 Kilohertz (Magnetfeldkochherde, Induktions-
kochherde) 6.25 mal höhere Grenzwerte als für die 
Allgemeinbevölkerung.
Diese Werte wurden festgeschrieben in der revi-
dierten „Verordnung des Volkswirtschaftsdeparte-
mentes WBF über gefährliche und beschwerliche 
Arbeiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft, 
SR822.111.52“, Artikel 12 und Anhang 1, in Kraft 
seit 1. Juli 2015, einsehbar unter www.admin.ch/
opc/de/classified-compilati-
on/20002241/index.html.
Auf Anfrage bestätigt uns das 
Staatssekretariat für Wirt-
schaft, dass Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann und die 
Direktion für Arbeit des SECO 
diese Verordnungsänderung eigenmächtig unter 
Berufung auf Art.62 Abs.4 ArGV1 in Kraft gesetzt 
hätten.
Dies, obschon sowohl die Ärztinnen und Ärzte für 
Umweltschutz, Gigaherz.ch und der Dachverband 
Elektrosmog Schweiz und Liechtenstein in ihren 

Vernehmlassungen vom Januar 2014 eindringlich 
auf die geltenden Grenzwerte für die Allgemein-
bevölkerung hingewiesen hatten, die ausgerechnet 
für Schwangere kaum um Hunderterfaktoren ver-
wässert werden dürften. 
WBF und SECO berufen sich jetzt bei ihrem völlig 
unverständlichen, ja geradezu fahrlässigen Handeln 

auf die sogenannte IC-
NIRP (International Com-
mission on Non-Ionizing 
Radiation Protection)
Wer ist die ICNIRP? 
An dieser Stelle sei wieder 
einmal darauf hingewie-
sen, dass die ICNIRP keine 
demokratisch legitimierte 
Behörde ist, sondern ein 
ganz gewöhnlicher Verein 

mit 14 höchst industriefreundlichen Mitgliedern, 
die mittels gross angelegtem Lobbyismus Regie-
rungsstellen, gesetzgeberische Gremien, Parla-
mente und staatliche Forschungsinstitute mit ihren 
sogenannten Fact-Sheets zu unterwandern versu-
chen, s.a. http://www.gigaherz.ch/icnirp-das-neue-
spiel-beginnt-im-september/.
Bisher geltendes Recht in der Schweiz
Die Schweizer Regierung (Gesamtbundesrat) hat 
sich auf Grund erdrückender wissenschaftlicher Be-
weise bereits im Jahr 1999 von den ICNIRP-Werten 
verabschiedet und im Februar 2000 für nieder- und 
hochfrequente Felder eigene Anlage-Grenzwerte 
festgelegt. Der Anlage-Grenzwert im Niederfre-

quenz-Bereich beträgt gemäss 
NISV vom Februar 2000 für 
Daueraufenthalt 1 Mikrotesla, 
das ist 100 (hundert) Mal we-
niger als die von ICNIRP vorge-
schlagenen Grenzwerte.
Es ist doch bemerkenswert, 

dass die Schweiz, das am dichtesten besiedelte 
Land Europas, notabene eine Industrienation, Ma-
gnetfeld-Grenzwerte infolge des zu hohen Krebs- 
und Leukämierisikos im Einflussbereich von Stark-
stromleitungen und Trafostationen um den Faktor 
100 (!) senkt. Im Hochfrequenzbereich wurden 

Ausgerechnet beim Schutz 
für schwangere Frauen, d.h. für 

ungeborene Kinder, will das WBF von 
neuem den viel zu hohen Grenzwert-

empfehlungen der ICNIRP folgen.

Stromart Grenzwert neu nach 
SECO für Schwangere an 
ihrem Arbeitsplatz

Grenzwert bisher nach NISV 
für die Allgemeinbevölke-
rung für Daueraufenthalt

Bahnstrom 300 µT 1 µT über 24h gemittelt
Netzstrom (allg. 
Stromversorgung)

100 µT 1 µT Effektivwert nie über-
schritten

Magnetfeldkoch-
herde

6.25 µT

µT = Mikrotesla (Masseinheit für niederfrequente Magnetfelder)
NISV = Verordnung über nichtionisierende Strahlung v. Febr.2000
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für das elektrische Feld 10mal niedrigere Anlage-
Grenzwerte festgelegt, was auf die Leistungsfluss-
dichte in W/m2 gerechnet, wiederum den Faktor 
100 ergibt. 
Das Volkswirtschaftsdepartement unter Bundesrat 
Johann Schneider Ammann (FDP) will über die Hin-
tertüre einer Mutterschutzverordnung die ICNIRP 
wieder ins Boot holen.
Wie kommt das WBF dazu, ausgerechnet für 
schwangere Frauen, das heisst für ungeborene Kin-
der, von neuem den Grenzwerten des privaten, in-
dustrienahen Miniaturvereins ICNIRP folgen zu wol-
len? Sie versteigen sich sogar zu der Feststellung, 
dass sie jetzt klare Vorgaben 
zum Mutterschaftsschutz ge-
schaffen hätten. Diese Vorgaben 
sind allerdings klar und deutlich, 
aber ebenso fahrlässig wie kri-
minell!
Selbst die neuesten Erkenntnis-
se aus dem Beratungsteam des 
Bundesamtes für Umwelt BERENIS wurden grosszü-
gig in den Wind geschlagen:
Zitat aus dem BERENIS-Newsletter vom 1. März 
2015: „In epidemiologischen Studien wurde ein kon-
sistenter Zusammenhang zwischen vermehrtem Auf-
treten von Kinderleukämie und der langfristigen Ex-
position gegenüber niederfrequenten Magnetfeldern 
(zB. Hochspannungsleitungen) beobachtet. Bei Expo-
sitionswerten von oberhalb etwa 0.4Mikrotesla wur-
de ein doppelt so hohes Erkrankungsrisiko gesehen.“

Letzteres entspricht auch der Meinung der IARC, 
der internationalen Krebskommission der WHO, die 
seit ihrer Konferenz vom Juni 2001 klar und deut-
lich dieselben und zum Teil noch schlimmere Zahlen 
vertritt. Es muss laut BERENIS-Newsletter leider da-
von ausgegangen werden, dass im EU-Raum jähr-
lich 50-60 Kinder in Folge solcher Magnetfelder an 
Leukämie erkranken. Auch wenn das nur gerade 2% 
aller Kinderleukämiefälle sind, sind dies eben doch 
50-60 Kinder zu viel!
Ein weiteres Zitat aus demselben Newsletter hätte 
bei Schneider-Ammann und seinen Helfern alle Rot-
lichter aufleuchten lassen müssen: „Es zeigte sich, 

dass das Geburtsgewicht von 
Nachkommen von Müttern, de-
ren Wohnort bei Geburt näher 
als 50m an einer solchen Quelle 
(sprich Hochspannungsleitung 
red) war, im Durchschnitt signi-
fikant um 125Gramm reduziert 
war.“

Näher als 50m an einer Hochspannungsleitung 
heisst nämlich Magnetfeldwerte zwischen 1 und 3 
Mikrotesla und nicht zwischen 100 und 300 wie uns 
Schneider-Ammann vorgaukeln möchte. Und was 
ist jetzt mit all den Ungeborenen, die infolge Miss-
bildungen das Licht dieser Welt gar nie erblicken 
durften und abgetrieben wurden? Mit den heuti-
gen Schwangerschaftsuntersuchungen wird ja den 
werdenden Eltern jeweils mitgeteilt, ob sich ihr Kind 
normal entwickle und wenn nicht, wird dringend zu 
einem Abbruch geraten. 

Wie viele der jährlich 10‘000 
Schwangerschaftsabbrüche 
in der Schweiz wurden zu 

Missbildungen im Zusammenhang 
mit elektromagnetischen Feldern 

untersucht? - Antwort: keine

Mobilfunkforschung im Würgegriff 
von Industrie und Politik - Prof. Dr. Franz Adelkofer

Die Hochfrequenzforschung befindet sich – wie im 
Titel bildhaft angekündigt – im Würgegriff von In-
dustrie und Politik. Ihr Ziel ist die Aufrechterhaltung 
der geltenden Grenzwerte der Hochfrequenzstrah-
lung um nahezu jeden Preis. Wie wichtig Grenzwer-
te sind, zeigt die Entrüstung der Öffentlichkeit über 
die Tricksereien von VW bei der Messung der Ab-
gaswerte von Dieselmotoren. Die Menschen mögen 
nicht, dass sie mit Phantasieprodukten betrogen 
werden. Dass dies auch der Fall ist mit den Grenz-
werten der Hochfrequenzstrahlung, wissen sie nur 
noch nicht. Diese schützen nämlich nicht – wie be-
hauptet – die Gesundheit der Menschen, sondern 
vor allem die Interessen der Mobilfunkindustrie.

Am 1. Oktober 2015 hat 
Prof. Dr. Franz Adlkofer an 
der 9. Offenen Akademie 
in Gelsenkirchen (D) mit 
seiner persönlichen Geschichte aufgezeigt, wie weit 
Mobilfunkindustrie und Politik mit ihren offen und 
verdeckt angeheuerten Helfern im Falle der REFLEX-
Studie gegangen sind, um ihre Interessen durchzu-
setzen. Mit freundlicher Erlaubnis des Autors ist der 
ganze Vortrag bei Gigaherz.ch am 20.10.2015 publi-
ziert worden, siehe www.gigaherz.ch/mobilfunkfor-
schung-im-wuergegriff-von-industrie-und-politik/. 
Eine gedruckte Version kann bei der NIS-Fachstelle 
bestellt werden.
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Elektrosensibilität auf Radio SRF2
Sendung Kontext vom 23. November 2015: 

Elektrosensibilität, ein umstrittenes Phänomen

Angefangen hat alles mit einem “100 Sekunden 
Wissen” Beitrag zum Begriff Elektrochonder am 23. 
Oktober 2014 auf SRF 2 Kultur. Darauf beschwerten 
sich mehrere elektrosensible Menschen. Sie fühlten 
sich verhöhnt. Die Klage wurde von der Unabhän-
gigen Beschwerdestelle im Juni 2015 abgewiesen. 
In zwei 20-Minütigen Beiträgen im Rahmen der 
Sendung Kontext von Montag, 23.11.2015, dient 
der umstrittene 100-Sekunden-Wissen-Beitrag als 
Diskussionsgrundlage. Autorin ist Cornelia Kazis, 
Moderatorin Ellinor Landmann und für die Redak-
tion zeichnet Brigitte Häring 
verantwortlich, alle von Radio 
SRF2: 
„Zwei von hundert Menschen 
sollen von dieser  Dünnhäutig-
keit der besonderen Art betrof-
fen sein. Sie bunkern sich ein, 
schirmen sich ab und meiden 
vieles, was zu einem modernen 
Leben in unserer Zivilisation gehört. Sie leiden an un-
serer Welt voller elektromagnetischer Felder.
Viele deklarieren elektrosensible Menschen  als 
Spinner, als Elektrochonder. Und auch das macht 
den Betroffenen das Leben schwer. Was ist dran an 
diesem Phänomen? Was weiss die Forschung? Was 
wird vermutet? Was wird gegen den Elektrosmog 
konkret unternommen? Cornelia Kazis geht im Ge-
spräch mit einer betroffenen 
Psychiaterin und zwei Exper-
ten mit unterschiedlichen 
Positionen dem umstrit-
tenen Phänomen auf den 
Grund.“

Eine Beschwerde und ihre 
Folgen
Ein umstrittener «100 
Sekunden»-Beitrag als Dis-
kussionsgrundlage. Er wird 
kommentiert von der 66 
Jährigen Psychiaterin Luzia 
Stankiewicz. Sie leidet seit 
gut 6 Jahren sehr unter ihrer 
Elektrosensibilität.

Zu Wort melden sich auch zwei Experten: Professor 
Dr. Martin Röösli, Epidemiologe. Er leitet in Basel 
den Bereich Umwelt und Gesundheit am Schweizeri-
schen Tropen- und Public Health Institut. Und: Hans 
Ulrich Jakob. Er ist Elektrotechniker und Präsident 
des Vereins Gigaherz.

Ein abgeschirmtes Schmalspurleben
Cornelia Kazis hat Luzia Stankiewicz in ihrem Refugi-
um besucht und sie nicht geschont mit unbequemen 
Fragen.

Wie hätte Sie in ihrer psychi-
atrischen Praxis vor 10 Jahren 
auf eine Patientin reagiert, die 
behauptet hätte, dass Handys 
sie krank machten? Wie unter-
scheidet sich Elekrosensibilität 
von Paranoia oder einer Angst-
störung? Was ist der Krank-
heitsgewinn bei Elektrosensi-

bilität und was wäre, wenn eine Fee käme und die 
ganze Dünnhäutigkeit wegzaubern könnte?
Das Gespräch mit der betroffenen Psychiaterin wird 
wiederum kommentiert von Hans Ulrich Jakob und 
Martin Röösli.
Beide Beiträge können auf der Internetseite von 
Radio DRS2 angehört werden: www.srf.ch/sendun-
gen/kontext/elektrosensibilitaet-ein-umstrittenes-
phaenomen. 

Dank: Wir bedanken uns 
ganz herzlich bei Radio SRF2 
und Cornelia Kazis für die 
volle Stunde zur besten Sen-
dezeit. Herzlichen Dank auch 
an Luzia Stankiewicz, die sich 
getraut hat, am Radio offen 
über ihre Probleme zu re-
den, obschon sie mit einer 
Mobbingkampagne rechnen 
muss.
Hans-U. Jakob, Präsident Gi-
gaherz.ch

Die Diskussion mit den Experten wurde am Nachmittag 
des 19.Nov.2015 im Studio Basel aufgenommen. Von 
links nach rechts: Hans-U. Jakob, Präsident von Gigaherz, 
Ellinor Landmann, Moderation und Prof. Dr. Martin Röösli 
vom Swiss TPH

Vieles hätte noch gesagt werden 
müssen, aber für ein solch vielschich-
tiges Problem reicht selbst die gross-
zügig zur Verfügung gestellte Sende-

zeit von einer Stunde nicht aus.
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Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts wa-
ren Mobilfunkantennen in Bauzonen bisher nicht 
generell und unabhängig von ihrem Verwendungs-
zweck zulässig. Im ordentlichen Baubewilligungs-
verfahren wurde ein Bezug zu den Zonenflächen 
verlangt, auf welchen sie erstellt werden sollen 
(Art. 22 Abs. 2 lit. a des Raumplanungsgesetzes, 
SR 700, abgekürzt RPG). Innerhalb der Bauzonen 
konnten Mobilfunkantennen bisher nur als zonen-
konform betrachtet werden, soweit diese hinsicht-
lich Standort und Ausgestaltung in einer unmittel-
baren funktionellen Beziehung zum Ort standen, 
an dem sie errichtet werden sollten und im We-
sentlichen Bauzonenland abdeckten.
Mit diesem Grundsatz soll jetzt Schluss sein
Vom Begriff „im wesentlichen Bauzonenland ab-
decken“ und mit dem „Bezug auf die Zone in wel-
cher die Anlage errichtet werden soll“ ist das Bun-
desgericht in seinen letzten Urteilen je länger je 
weiter abgewichen. In Wattwil 
SG hat das Bundesgericht nun 
für eine Antenne grünes Licht 
gegeben, die von einem Hoch-
haus aus nicht einmal mehr 
30% Bauzonenland abdeckt, 
sondern zu über 70% Strassen 
und Bahnverbindungen, die in 
der Landwirtschaftszone ein-
gebettet sind.
Das heisst, nur noch eine von drei Senderichtun-
gen dient der Ortschaft Wattwil, die andern zwei 
gehen voll in das Nichtbaugebiet hinaus und die-
nen dort der Westumfahrung von Wattwil, der 
Hauptverkehrsachse in Richtung Lichtensteig und 
der Nachbarortschaften Lichtensteig und Dietfurt. 
Auch wenn die Beurteilung der Vorinstanzen er-
wiesenermassen ganz klar falsch war, die Anten-
nenanlage auf dem Hochhaus diene in erster Linie 
dem Baugebiet von Wattwil, will das Bundesge-
richt von seinen einstigen Vorsätzen nichts mehr 
wissen und führt im Urteil 1C_7/2015 in den Erwä-
gungen Punkt 3.3 explizit aus, dass die bisherige 
Praxis hätte präzisiert werden müssen, weil sonst 
zu viele zusätzliche Mobilfunkanlagen ausserhalb 
des Baugebietes notwendig würden.

Mit diesem willkürlich anmutenden Entscheid 
hat uns das Bundesgericht eines weiteren wichti-
gen Argumentes beraubt, mit welchem wir bisher 
Monsterantennen inmitten von Wohnzonen er-
folgreich hatten verhindern können. Klärend muss 
gesagt sein, dass auch Antennenmonster an Orten 
empfindlicher Nutzung den Strahlungsgrenzwert 
von 4, 5 oder 6V/m (je nach Frequenzlage) einhal-
ten müssen. 
Ein Trostpflaster bleibt
In den Erwägungen Punkt 3.5 steht, dass es Ge-
meinden nach wie vor erlaubt sei, in ihren Ge-
meinde-Baureglementen den Bau von Mobilfunk-
antennen in Wohnzonen weiterhin in dem Sinn 
einzuschränken, dass diese einen funktionellen 
Bezug zu dieser Zone aufweisen und von ihren 
Dimensionen und ihrer Leistungsfähigkeit her der 
in reinen Wohnzonen üblichen Ausstattung ent-
sprechen müssen. Eine solche Beschränkung set-

ze jedoch eine entsprechende 
kantonale bzw. kommunale Re-
gelung bezüglich Wohnzonen 
voraus.
Was ist zu tun?
Dort wo der Gemeinderat den 
Strahlenschutz ernst nimmt 
und gewillt ist, die Bevölke-
rung vor nichtionisierender 
Strahlung zu schützen, kann er 

sofort eine Planungszone erlassen. Das bedeutet, 
dass bis zur Anpassung des Baureglementes nichts 
mehr gebaut werden darf, was der angestreb-
ten Änderung in diesem Reglement zuwiderläuft. 
Der Gemeinderat hat dann drei Jahre Zeit, diese 
Reglementsänderung vorzunehmen und von den 
zuständigen kantonalen Ämtern und anschlies-
send von der  Gemeindeversammlung oder dem 
Gemeindeparlament genehmigen zu lassen. Dort 
wo der Gemeinderat nicht von selbst auf die Idee 
kommt, das Baureglement entsprechend anzu-
passen, können Bürgerinnen und Bürger mit einer 
Unterschriftensammlung nachhelfen. In der Regel 
genügen die Unterschriften von 10% der Stimmbe-
rechtigten um dem Gemeinderat einen verbindli-
chen Auftrag zu erteilen.

Wo der Gemeinderat den 
Strahlenschutz ernst nimmt, 
kann er sofort eine Planungs-

zone erlassen und danach
eine Anpassung des Bau-
reglements vornehmen.

Bundesgericht öffnet Schleuse zur Totalverseuchung
In seinen neuesten Urteilen bewilligt das Bundesgericht jetzt auch das Aufstellen 

von Monsterantennen mit sehr hohen Reichweiten inmitten von Wohnzonen.

von Hans-U. Jakob, Schwarzenburg, 15. Dezember 2015



Gigaherz.ch 	 94. Rundbrief	 Seite 6 

Neue Mobilfunk-Technologien halten sich nicht an 
eine veraltete Gesetzgebung. Die Entwicklung fin-
det weltweit ungebremst statt – bei uns sucht man 
Beruhigungspillen dafür, dass gebaut werden darf, 
was nach den Gesetzen nicht erlaubt ist.
Das neue Stichwort bei LTE heisst „Seitensteue-
rung“ oder „Beamforming“
Die Sendeantenne strahlt dabei in der Richtung 
nicht mehr fest wie bisher, sondern variabel: elek-
tronisch werden die Gesprächsteilnehmer blitz-
schnell verfolgt, um sie jederzeit mit einem stär-
keren Signal zu bedienen. Da kommt das bisherige 
Verfahren mit dem alten Standortdatenblatt nicht 
mehr mit. Auch die Konsequenzen für die Abnah-
memessung stehen noch in den Sternen, wenn der 
Hauptstrahl seitlich herumtanzt.
In Langenthal plant SUNRISE/HUAWEI eine Anlage 
am Hinterbergweg 8A, die mit neuartigen Anten-
nen bestückt wird. Es gibt pro Sektor zwei bisherige 
Antennensysteme, nebeneinander in einem ein-
zigen, breiteren Gehäuse montiert (Antennentyp 
K80010826). Durch zeitliche Verzögerung des einen 
Signals kann der Gesamtstrahl seitlich abgelenkt 
werden, wie es bei  Radarschirmen schon lange üb-
lich ist.

Hält der seitlich herumtanzende Strahl die Grenz-
werte überall ein? 
Bei „schielender Antenne“ muss man in weiteren 
Wohnungen prüfen, ob die gesetzlichen Limiten 
eingehalten werden oder nicht. Das hat SUNRISE/
HUAWEI in Langenthal nicht gemacht, man rechnet 
seelenruhig wie bisher mit einem einzigen Strahl 
„geradeaus“. Bald ist eine Wohnung gefunden, wo 
bei 30° Ablenkung die Grenzwerte klar überschrit-
ten werden (5.31 V/m). Mit Rechnung und Resultat 
wurde das in der allerersten Einsprache gerügt, 
aber es ist auf taube Ohren gestossen. Die Behör-
den haben diese Rechnung zwar nie bestritten, 
aber auch nie akzeptiert – denn sonst könnte man 
ja die Antenne nicht bauen, oder?
Einsprache, Beschwerde, wie üblich.
Die Kantonale Fachstelle BECO ist sich zu Beginn 
noch sicher: „Eine Seitensteuerung ist nicht mög-
lich“, was leider falsch ist – und viele Juristen auf 
Trab bringt. Das BECO muss ja nichts bezahlen. Die 
Stadt Langenthal stützt sich auf das BECO und er-
teilt die Baubewilligung. Der Kanton (Baudirektion, 
BVED) fragt zum Glück beim Bund nach, und das 
BAFU bestätigt ohne weiteres, dass eine Seiten-
steuerung mit diesen Antennen möglich wird, was 
im bisherigen Rechenverfahren nicht vorgesehen 
ist. Leider schweigt sich das BAFU über die Messung 
aus, denn das bisherige Prinzip der Abnahmemes-
sung klappt auch nicht mehr. Das BECO gibt jetzt 
kleinlaut zu: „Die Seitensteuerung ist verboten“. 
Was jetzt? 
Rettende Idee des HUAWEI-Juristen, damit das 
nicht noch in die Baubewilligung kommt: Wir ha-
ben ja die elektronische Ausrüstung noch gar nicht! 
Das wird behauptet, obgleich HUAWEI im Internet 
selber sagt, sie würden das bereits machen (**). 
Einwand der Einsprecher: Eine elektronische Aus-
rüstung darf jederzeit gekauft und ausgewechselt 
werden, ohne Meldung an die Behörden, ohne neu-
es Verfahren. Im Urteil des BVED liest man (ohne 
Würdigung dieses Einwandes): SUNRISE/HUAWEI 
hat ja die Ausrüstung noch gar nicht – also gibt es 
keine Seitensteuerung. Die Antenne wird bewilligt. 
Es steht nicht einmal im Urteil, dass die Seiten-

Schielende Mobilfunkantennen 
und langsame Berner Behörden

Bei Allem was gegen Mobilfunk spricht, stellen sich Berner Behörden gerne besonders 
begriffsstutzig. So auch bei schielenden Antennen, sprich Antennen mit Seitensteuerung.

von André Masson, Langenthal, 13. Dezember 2015

Auszug aus der Werbebroschüre von HUAWEI. Die Anten-
nendiagramme je zweier, unmittelbar nebeneinanderlie-
genden Antennen im selben Gehäuse für die Seitensteu-
erung
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steuerung verboten sei – zum Glück für Sunrise. 
Einwand der Einsprecher: Auch die Messung ist ja 
noch unbekannt, um eine Seitensteuerung festzu-
stellen. Antwort BVED: „Wie aus […] hervorgeht, 
ist keine Seitensteuerung der Antenne geplant. Wo 
keine [… (Seitensteuerung)]  besteht, braucht deren 
Strahlung auch nicht gemessen zu werden.“ Ist das 
Problem der nachträglichen Einführung überhaupt 
gesehen worden?? Oder kann nicht sein, was nicht 
sein darf?
Auch beim Denkmalschutz sehen die Berner kein 
Problem – trotz massiger Antenne mit einem Kabel-
salat von 36 (!) Anschlüssen, nur ca. 50 Meter neben 
einem vom Regierungsrat geschützten Gebäude. 
Zwar darf man gemäss den Grundsätzen der Eidg. 
Kommission für Denkmalpflege EKD (publiziert im 
„Leitfaden Mobilfunk für Gemeinden und Städten“, 
p.27) in der Umgebung von Baudenkmälern eine 
Antenne nur bauen, wenn sie den Blick vom öf-
fentlich zugänglichen Boden auf das Denkmal nicht 
stört. Das wird hier abgewiesen, nach Anhörung 
einer Fachkommission: Die Antenne auf dem Nach-
barhaus wirkt gar nicht störend. Die Grundsätze der 
EKD sind  nicht mehr viel wert. „Grundsätze“ und 
„Empfehlungen“ sind halt relativierbar.
Zu einem Achtel wurde die Beschwerde gutge-
heissen. Das BECO wollte bei zwei Wohnungen kei-
ne Abnahme-Messung anordnen, wo es der Bund 

verlangt (rechnerische Prognose bei fixem Strahl:  
4.05 V/m und 4.93 V/m bei erlaubten 5 V/m). Ge-
mäss den Bundes-Regeln, die ja auch nur „Vollzugs-
Empfehlungen“ sind, müsste gemessen werden, wo 
die Prognose mehr als 4 V/m ergibt. Die BVED sah es 
auch so – hier muss gemessen werden! Phantasie-
voll und praxisfremd ist die Haltung des BECO: Man 
müsse nicht überall messen, denn: „Falls sich direkt 
betroffene Anwohner erkundigen würden, könnten 
zum Zeitpunkt der Abnahmemessung auch diese 
Orte berücksichtigt werden“. Das heisst also: Nicht 
mehr die Behörden prüfen, ob eine Anlage geset-
zeskonform betrieben wird, sondern die Anwohner 
müssen sich spontan und erst noch zur richtigen 
Zeit danach erkundigen – erst dann wird abgeklärt. 
Zum Glück hat dieser Unsinn Schiffbruch erlitten.
Andernorts in der Schweiz wird die Seitensteue-
rung auch eingeführt – so viel ist sicher! Ob es in 
anderen Kantonen auch so leicht möglich ist, durch 
nachträgliches Auswechseln der Elektronik einen il-
legalen Zustand des Senders herbeizuführen – ohne 
dass es jemand nachweisen, widerlegen oder ver-
hindern kann?
(**)  HUAWEI-Werbung dafür, dass der Strahl seit-
lich abgelenkt wird, in Englisch, vgl. Fig. 4: wie man 
statt in drei Sektoren in deren sechs sendet:
w w w. h u a w e i . c o m / i l i n k /e n /d o w n l o a d /
H2014043004

Die Medien werden aufmerksam
Dachverband Elektrosmog Schweiz und Liechtenstein, 31. Januar 2016

www.funkstrahlung.ch

Auf Seite 4 ist beschrieben, dass sich Radio DRS in 
der Sendung KONTEXT mit dem Thema Elektro-
sensibilität auseinandergesetzt hat. Auch die SRF-
Sendung „10vor10“ vom 13. Januar 2016 hat auf 
Grund der Meldungen über die geplante Erhöhung 
der Grenzwerte eine Reportage gebracht. Markus 
Lauener, der Präsident des Dachverbandes Elektro-
smog Schweiz und Liechtenstein kommt dabei zu 
Wort und der Bauer Hans Sturzenegger, dessen Hof 
während einiger Jahre der Strahlung einer Mobil-
funkantenne ausgesetzt war. Die Sendung 10vor10 
vom 13. Januar 2016 findet man auf der Website 
www.srf.ch. Nacheinander muss Folgendes aus-
wählt werden: - SENDUNGEN A-Z - #0-9 - 10vor10 - 
Alle Ausgaben von «10vor10» - herunterscrollen bis 
„Ausgestrahlte Sendungen bis ....“ - im Datumfeld 
JANUAR auswählen - herunterscrollen bis „10vor10 

vom 13.01.2016“  - Auswahl des Beitrags 4 „Erleich-
terter Bau von Handy-Antennen“.

Informationen verbreiten über die Ausbreitung des 
Elektrosmogs, über die Gefährdung der Gesund-
heit von Mensch und Tier, über die Probleme von 
Elektrosensiblen, über die Verantwortungslosigkeit 
der Industrie und die Sorglosigkeit der Politik ist 
eines der Ziele des Dachverbandes. Bevölkerung, 
Politiker|innen und Medienschaffende müssen 
dauernd darauf aufmerksam gemacht werden. Hel-
fen Sie mit, zum Beispiel im persönlichen Gespräch 
mit ihren Nachbarn, mit dem Verteilen von Flyern, 
dem organisieren von Vorträgen oder mit Briefen 
an Ihren Gemeindepräsidenten und Ihre Vertreter 
im Kantonsparlament und den eidgenössischen Rä-
ten.                                                                                (ak)
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Bericht von der BIOEM 2015
Ein Bericht über das  jährliche Meeting der Bioelectromagnetics Society im Asilomar Conference 

Center, California USA, vom Juni 2015 über elektromagnetische Strahlensicherheit.

An Gigaherz.ch zugestellt von Prof. Dr. med Franz Adlkofer, Berlin
mit der Bitte um Veröffentlichung - Berlin, 15.12.2015

Wie bereits im vergangenen Jahr 
an der BIOEM2014 hat Professor 
Dariusz Leszczynski (im Bild links) 
in diesem Jahr mit Unterstützung 
der Stiftung Pandora und der Kom-
petenzinitiative auch an der BIO-
EM2015 teilgenommen. Leszczynski 
zählt heute zu den Forschern, die 
sich aufgrund ihrer wissenschaftli-
chen Arbeiten über molekularbio-
logische Wirkungen hochfrequenter 
elektromagnetischer Felder inter-
national hohes Ansehen erworben 
haben. Was ihn aber ganz besonde-
res auszeichnet, ist die Tatsache, dass er Ethik und 
Moral über sein berufliches Fortkommen gestellt 
hat. In seinem Bericht über die BIOEM2015 gibt 
Leszczynski Einblick in den gegenwärtigen Stand 
der Forschung. Er zeigt auf, dass ein zuverlässiges 
Urteil über mögliche gesundheitliche Risiken der 
Hochfrequenzstrahlung immer noch nicht möglich 
ist, nennt den Forschungsansatz, mit dem nach 
seiner Überzeugung entscheidende Fortschritte er-
zielt werden könnten und kritisiert die zahlreichen 
Irrwege, mit denen Erkenntnisgewinn lediglich vor-
getäuscht wird.
Lesen Sie den ganzen Bericht unter:
ht tp://w w w.gigaher z.ch/wp - content/up -
loads/2015/12/Bioem2015-Bericht-Dariusz-Lesz-
czynski.pdf 647kB
1) Leszczynskis Themen
a) Unter Berufung auf die IARC-Einordnung der 
Hochfrequenzstrahlung als „möglicherweise krebs-
erregend“ kommt Leszczynski zu dem Ergebnis, 
dass Maßnahmen im Rahmen des Vorsorgeprinzips, 
die darauf zielen, die menschliche Strahlenexpositi-
on zu reduzieren, durchaus gerechtfertigt wären. Er 
befürchtet jedoch, dass solche wünschenswerten 
Maßnahmen nicht umgesetzt werden, solange sie 
nicht verpflichtend sind.
b) Nach Leszczynskis Überzeugung sind alle bishe-
rigen Studien zur Frage der Elektrosensibilität, die 
als Beleg gegen die Verursachung gesundheitlicher 
Störungen durch elektromagnetische Felder ange-

führt werden, bereits vom Ansatz 
her ungeeignet, dieser Schlussfolge-
rung gerecht zu werden. Als größtes 
Hindernis, das der Lösung des Prob-
lems im Wege steht, betrachtet er 
die Einstellung der Forscher, denen 
offensichtlich Ideen für neue For-
schungsansätze abgehen.
c) Leszczynski zweifelt auch an 
der Aussagekraft von epidemio-
logischen und Humanstudien, bei 
denen die EMF-Exposition in Mi-
nuten/Tagen der Handynutzung 
angegeben wird. Wegen der sehr 

unterschiedlichen Strahlenbelastung bei gleicher 
Expositionsdauer wird bei diesem Ansatz das Ge-
sundheitsrisiko der besonders stark Exponierten 
zwangsläufig – möglicherweise bis unter die Nach-
weisbarkeitsgrenze – vermindert.
d) Trotz Leszczynskis deutlicher Kritik an einer Rei-
he von Konferenzbeiträgen, der man sich schwer-
lich verschließen kann, kann die Teilnahme an den 
BioEM-Konferenzen durchaus gewinnbringend sein. 
Als Beispiel dafür verweist er auf den ausgezeichne-
ten Beitrag zum Verständnis der EMF-Wirkungsme-
chanismen von Raymond Neutra unter dem Titel 
„Eine Typologie der physikalischen Induktionsme-
chanismen von EMF“.
2) Leszczynski deutet an, dass die BIOEM-Konfe-
renzen ihrem Anspruch, für die in dem betreffen-
den Forschungsbereich tätigen Wissenschaftler das 
jährliche Hauptereignis zu sein, wohl nicht gerecht 
wird. Da er die Gründe dafür nicht nennt, möchte 
ich dies nachholen:
a) In seinem Beitrag Increasing Bias towards False 
Negative Replications? vom 18.01.2011 in Bioelec-
tromagnetics klagt der ehemalige BEMS-Präsident 
Professor Niels Kuster über die wachsende Kultur 
der Parteilichkeit in der Wissenschaft (biased sci-
entific culture) bei BEMS. Bei anderer Gelegenheit 
nennt er BEMS ganz offen die Gesellschaft der ne-
gativen Ergebnisse.
b) Dem REFLEX-Konsortium, dem Leszczynski und 
ich angehörten, blieb diese Erfahrung bei der Vor-
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stellung der Ergebnisse des von der EU geförderten 
REFLEX-Projektes bei BEMS2003 auf Maui, Hawaii, 
nicht erspart. Die Sitzung, in der gezeigt wurde, dass 
ELF- und RF-EMF in isolierten menschlichen Zellen 
eine gentoxische Wirkung haben, was inzwischen 
mehrfach bestätigt wurde, endete unter dem Ge-
lächter der Anwesenden im Chaos.
c) Solange Debatten mit dem Ziel, die Prinzipien 
der Wissenschaft gegen industriegefällige Vorstel-
lungen zu verteidigen, vermieden werden, kann 
getrost darauf verzichtet werden. Diese Erkenntnis 
ergibt sich aus den Plenarsitzungen zu den Themen 
Vorsorgeprinzip und Elektrosensibilität bei der BIO-
EM2015. Da in der nachfolgenden Diskussion kei-
nerlei Versuche unternommen wurden, die gegen-
sätzlichen Meinungen auf ihre wissenschaftliche 
Wertigkeit hin zu überprüfen, verfehlten sie ihr Ziel.
d) Leszczynskis berechtigter Wunsch, dass die Au-
toren wichtiger epidemiologischer und tierexperi-
menteller Studien ihre Ergebnisse vor allem bei den 
BIOEM-Konferenzen zur Diskussion stellen, dies 
möglichst in Gegenwart der Vertreter von ICNIRP, 
WHO, BioInitiative, usw., wird wohl, so wünschens-
wert dies wäre, niemals in Erfüllung gehen. Von 
vorne herein steht nämlich fest, dass die gegensätz-
lichen Vorstellungen der Konferenzteilnehmer über 
Sinn und Zweck der Wissenschaft nicht überbrückt 
werden können.
3) Zum Schluss kritisiert Leszczynski, dass bei der 
BIOEM2015 zwar eine Vielzahl von bioelektroma-
gnetischen Themen behandelt wurde, biologische 
Wirkungen von EMF direkt am Menschen aber nur 
sehr spärlich vertreten waren. Seiner Meinung nach 
ist es jedoch ohne Untersuchungen direkt am Men-
schen nahezu unmöglich, den Nachweis zu führen, 
dass EMF im menschlichen Organismus physiologi-
sche Veränderungen mit Relevanz zur Krankheits-
entstehung induzieren. Auf der Grundlage seiner 
eigenen beruflichen Erfahrungen äußert er den 
Verdacht, dass Forschungsvorhaben dieser Art aus 
Angst vor den Konsequenzen von den Entschei-
dungsträgern in Politik und Industrie absichtlich ver-
hindert werden. Dass dieser Verdacht keineswegs 
unbegründet ist, mag folgende schier unglaubliche 
Begebenheit verdeutlichen.
Nach Abschluss des von der EU-Kommission ge-
förderten REFLEX-Projekts, das ich koordinierte, 
bereitete ich zusammen mit einem neuen For-
schungskonsortium, dem auch Leszczynskis Ar-
beitsgruppe angehörte, ein REFLEX-Nachfolgepro-

jet vor. Mit dem Titel Potenzielle gesundheitliche 
Auswirkungen der Mobilfunkstrahlung bei Kindern 
und Heranwachsenden (Kurzname: MOPHORAD) 
entsprach es ziemlich genau den Vorstellungen von 
Leszczynski, deren Bearbeitung er bei BIOEM2015 
so sehr vermisste. Am 25. Februar 2008 reichte ich 
den Forschungsantrag bei der EU-Kommission mit 
der Bitte um Förderung ein. Am 28.Mai 2008 wurde 
mir das Ergebnis der Begutachtung durch die EU-
Kommission mitgeteilt. Mit der hervorragenden 
Bewertung von 12,5 von 15 möglichen Punkten war 
der Kommission zur Förderung vorgeschlagen wor-
den. Es dauerte ein halbes Jahr, nämlich bis zum 9. 
Dezember 2008, als ich schließlich von der Kommis-
sion die Mitteilung erhielt, dass MOPHORAD nicht 
gefördert werden könne.
Was war in diesen 6 Monaten zwischen Auswer-
tung und Entscheidung geschehen? Professor Ale-
xander Lerchl von der privaten Jacobs University in 
Bremen, seit Jahren im Einsatz für die Interessen 
der Mobilfunkindustrie, hatte die Zeit genutzt, um 
bei MOPHORAD die Notbremse zu ziehen. Vier Jah-
re nach Abschluss der REFLEX-Studie erfand er die 
Geschichte, dass deren Ergebnisse – der Neuantrag 
an Brüssel beruhte auf ihnen – durch Fälschung 
entstanden seien. Diese Verleumdung reichte of-
fensichtlich – übrigens durchaus nachvollziehbar 
– aus, um die Förderung von MOPHORAD durch 
die EU-Kommission zu verhindern. Lerchl wurde in 
Anerkennung seiner Verdienste durch die Bundes-
regierung wenig später in die deutsche Strahlen-
schutzkommission (SSK) berufen. Diesem berufli-
chen Aufstieg folgte allerdings sieben Jahre später 
der ebenso jähe Absturz. Im Frühjahr 2015 wurde 
er vom Landgericht Hamburg wegen Ehrverlet-
zung in Zusammenhang mit der der REFLEX-Studie 
rechtskräftig verurteilt. Für seine weit üblere Tat, 
die Verhinderung der MOPHORAD-Studie, wird er 
wohl straffrei bleiben.
Weiterführende Links:
http://www.gigaherz.ch/mobilfunkforschung-im-
wuergegriff-von-industrie-und-politik/
und
http://www.gigaherz.ch/der-perfekte-bumerang/
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An seiner letzten diesjährigen ordentlichen Sitzung 
vom 18. Dezember 2015 verabschiedete der Bun-
desrat noch rasch ein Konzept für das Monitoring 
elektromagnetischer Felder. Das wäre an und für 
sich eine gute Nachricht, aber die weitaus bessere 
ist, dass die Finanzierung weder geregelt noch ge-
sichert ist und dass die dafür erforderlichen 7 Mil-
lionen  mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit der Sparwut der eidgenössischen Räte zum 
Opfer fallen werden. Und das ist gut so.
Denn dieses Konzept weicht in allen Teilen weit vom 
ursprünglichen Auftrag ab, welcher der Bundesrat 
in Form des Postulates von Nationalrätin Yvonne 
Gilli (Grüne) und 67 mitunterzeichnenden Parla-
mentariern am 2. August 2009 gefasst hat.
Bereits die Dauer von über 6 Jahren vom Auftrags-
eingang bis zum Vorliegen eines Konzeptes mit Kos-
tenschätzung und die darin nochmals veranschlag-
te Dauer von 5 Jahren bis zum Funktionieren des 
Monitorings, also insgesamt 11 Jahre, ist ein Witz. 
In dieser Zeit konnten und können die Mobilfunkbe-
treiber weiterhin völlig ungestört ihren Antennen-
wald auf Teufel komm raus aufforsten und wuchern 
lassen.
Bis im Jahr 2021, also dann, wenn das Monitoring 
frühestens greifen könnte, werden wir, wenn das so 
weitergeht wie im Bild 1, in der Schweiz voraussicht-
lich 22‘000 Mobilfunkantennen-Standorte haben.
Der ursprüngliche Auftrag von Dr. med. Yvonne Gil-
li an den Bundesrat, die Expositionssituation der 
Bevölkerung betreffend nichtionisierender Strah-

lung in Form eines Langzeitmonitorings dauerhaft 
zu überwachen, um die Bevölkerung vor allfälligen 
langfristigen gesundheitlichen Auswirkungen zu be-
wahren, wurde kurzerhand in eine Mogelpackung 
an Beruhigungspillen für die Bevölkerung umge-
wandelt. Wörtlich heisst es auf Seite 4 des vom 
Bundesrat verabschiedeten Konzepts:
Etwas mehr als die Hälfte der Schweizer Bevölke-
rung schätzt die Strahlung von Mobilfunkantennen 
als gefährlich oder eher gefährlich ein. Wie hoch die 
Immissionen durch NIS im heutigen Lebensumfeld 
tatsächlich sind, ist hingegen den wenigsten Bürge-
rinnen und Bürgern bekannt. Dies dürfte ein Grund 
für das latente Unbehagen weiter Teile der Zivilge-
sellschaft gegenüber Anlagen für die Stromübertra-
gung und die Mobilkommunikation sein. Erstes Ziel 
eines NIS-Monitorings ist deshalb, der Bevölkerung 
auf der Basis von objektiv erhobenen Daten über 
ihre Exposition durch NIS eine rationale Auseinan-
dersetzung mit der Thematik zu ermöglichen und 
diese zu fördern.
Ursprünglicher Auftrag wird ins Gegenteil verdreht
Etwas mehr als die Hälfte der Schweizer Bevölke-
rung wird vom Bundesrat als zu dumm eingestuft, 
um die Gefahr nichtionisierender Strahlung, ausge-
hend von Mobilfunksendern und Hochspannungs-
leitungen, richtig einzuschätzen zu können. Deshalb 
muss diese Hälfte jetzt mit „objektiv“ erhobenen 
Daten über ihre Exposition so aufgeklärt werden, 
dass alles gar nicht so schlimm und schon gar nicht 
etwa noch gefährlich sei.

Das Konzept zum EMF-Monitoring.
Ein schlechter Silvesterscherz des Bundesrates?

von Hans-U. Jakob, Schwarzenburg,  28. Dezember 2015

Bild 1: Eine Grafik des Bundesamtes für Statistik zeigt 
das Ansteigen der Standorte von Mobilfunkantennen 
in der Schweiz von 3000 auf 17‘000 in den Jahren 
1999-2014

Bild 2: Eine weitere Grafik des Bundesamt für Statistik 
zeigt auf, dass 52% der Schweizerinnen und Schweizer 
Mobilfunksender für Mensch und Umwelt als gefähr-
lich oder eher gefährlich einschätzen
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Ausdünnung ist angesagt
Um die Strahlungsintensitäten möglichst auszu-
dünnen und zu verharmlosen, sollen laut dem ver-
abschiedeten Konzept (Seite 4 unten) nicht etwa 
Immissionsdaten für einzelne Orte oder Personen 
erhoben werden, sondern solche, die für die Bevöl-
kerung oder für Untergruppen insgesamt repräsen-
tativ sein sollen. Und das Monitoring bei einzelnen 
Anlagen sowie die Einhaltung, respektive Verlet-
zung rechtlicher Vorschriften stünden nicht etwa 
im Vordergrund.
Die hohen bis sehr hohen Belastungen einzelner 
Anwohner von Mobilfunkfunkantennen und Hoch-
spannungsleitungen dürfen nicht interessieren, son-
dern lediglich die Durchschnittswerte der Gesamt-
bevölkerung. Wenn es hoch kommt vielleicht noch 
gerade einer ganzen Wohnzone als Untergruppe. 
Diese sich immer wiederholenden Ausdünnungs-
strategien sind doch seit den Untersuchungen beim 
ehemaligen Kurzwellensender Schwarzenburg vor 
20 Jahren bestens bekannt und dürften kaum noch 
verfangen.
Verschiedene Taktiken für weitere Ausdünnung
Sowohl für personenbezogene Messungen wie für 
Messungen im freien Raum, sowohl für Innen- wie 

Aussenraummessungen sollen wiederum Person-
endosimeter verwendet werden. Wie falsch diese 
messen, hat Gigaherz.ch in folgenden Beiträgen 
eindrücklich dokumentiert: www.gigaherz.ch/er-
neute-fehlmessungen-der-uni-basel/ und www.gi-
gaherz.ch/so-falsch-messen-dosimeter-die-bilder/
Auf der falschen Körperseite, das heisst auf der dem 
Sender abgewandten Seite getragen, liefert das Do-
simeter infolge Abschirmung durch den menschli-
chen Körper selbst um Hunderterfaktoren zu tiefe 
Werte. Und beim Gang durch die Strassen anstatt 
durch den Besuch im 4. oder 5. Stockwerk eines 
Hauses kommen nochmals um Zehnerfaktoren zu 
tiefe Werte hinzu.
Dieses Vorgehen ist nicht strafbar. Denn Mobilfunk-
strahlung mit dem falschen Gerät am falschen Ort 
zu messen ist weder wissenschaftliches Fehlverhal-
ten, noch wissenschaftlicher Betrug, sondern ganz 
einfach wissenschaftliche Freiheit, sagt der Integri-
tätsbeauftragte der Universität Basel. Der Wissen-
schaftler müsse nur angeben, mit welchem Gerät er 
wo gemessen habe. Wer die Unglaubwürdigkeit der 
Messresultate nicht bemerkt, ist selber schuld, s.a. 
www.gigaherz.ch/wissenschaftliche-freiheitnarren-
freiheit/
Auch bei ortsfesten Messungen gilt: Mit dem rich-
tigen Gerät am richtigen Ort operieren.
Wie diesem Grundsatz nicht nachgelebt wurde, 
zeigten sehr schön die Messungen anlässlich der TV-
Sendung Einstein von Donnerstag, den 27.2.2014 
(siehe www.gigaherz.ch/einstein-mogelt/). Die Ein-
stein Moderatoren bedienten sich immerhin eines 
richtigen Messgerätes, welches UMTS- und LTE-
Strahlung Code-selektiv erfassen kann, liessen sich 
dann aber von speziell auserwählten Sachverstän-
digen prompt an die falschen Messorte führen.
Immissions-Berechnungen statt Messungen
Diese könnten durchaus sinnvoll sein, falls die not-
wendigen Daten über Topographie und Hindernisse 
in Form und vor allem in der Höhe der Gebäude, die 
zwischen der Strahlungsquelle und den zu berech-
nenden Objekten liegen, bekannt sind.
In der Praxis liegen diese Daten jedoch nicht vor. 
Trotzdem soll beim vorgesehenen Monitoring, 
offensichtlich zur weiteren Verharmlosung, wie-
derum auf ein völlig falsches Verfahren abgestellt 
werden. Nämlich auf ein Verfahren, in welchem auf 
Karten abgestellt wird, welche die Immissionen in 
verschiedenen Farben so darstellen, als würde dort 
1.5m über Boden in einer hindernisfreien Ebene 
gemessen. Das ist kompletter Unfug. Nach dieser 

Bild 3: Zeigt die Verstrahlung eines Wohnquartiers in 
unmittelbarer Nähe einer Mobilfunkantenne in V/m 
(Volt pro Meter) bei einem Grenzwert von 6V/m (ab 
1800MHz und höher). Nicht diese relativ kleine Grup-
pe von Menschen soll laut Konzept des Bundesrates 
repräsentativ sein, sondern ein Durchschnittswert der 
gesamten Wohnzone im Umkreis bis zu mehreren Kilo-
metern, mit Strahlungswerten von 0.5 bis auf 0.005V/m 
hinunter.
Quelle: Eines von 250 Standortdatenblättern der letz-
ten 5 Jahre, welche der NIS-Fachstelle von Gigaherz.ch 
vorliegen und durchwegs alle auf 99% Ausschöpfung 
des erlaubten Grenzwertes ausgelegt worden sind.
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Methode würden 90% des Gebietes der Stadt Basel 
nur mit 0.05 bis 0.5V/m bestrahlt. Die tausenden 
von Wohnungen im 5. oder 6. Stock, die oft nur 1% 
unter dem Grenzwert von 5V/m zu liegen kommen, 
versinken auf diese Weise einfach im allgemeinen 
ausgedünnten Durchschnittswert.
Jede/r der oder die sich mit praktischen Immissi-
onsmessungen schon einmal befasst hat, kennt 
die allgemeine Faustregel, dass sich die Strahlungs-
intensität pro Stockwerk Höhenzunahme jeweils 
verdoppelt. So z.B. im Muster 0.15-0.3-0.6-1.2-2.4-
4.8V/m vom Erdgeschoss bis ins 5. Obergeschoss. 
Vergleichen Sie bitte unbedingt mit: www.gigaherz.
ch/basler-immissionskataster-eine-plumpe-fael-
schung/ und mit www.gigaherz.ch/mobilfunkstrah-
lung-sichtbar-gemacht-2/
Zusätzliche Erschwerung bei Messung von Hoch-
spannung
Messungen von Hochspannungsleitungen und Tra-
fostationen müssen nicht nur mit dem richtigen 
Gerät am richtigen Ort, sondern auch noch zur 
richtigen Zeit erfolgen. Denn das Magnetfeld von 
Hochspannungsleitungen ist nicht von deren kons-
tanter Spannung in Kilovolt abhängig, sondern von 
deren Strom in Ampère oder Kiloampère. Und die-
ser Stromfluss ist nicht nur sehr von der Tageszeit 
abhängig, sondern auch noch von der Jahreszeit. 
Zudem ist Strom eine Handelsware geworden. Es 
bleibt den Netzbetreibern überlassen, über welche 
Leitungen sie wie viel Strom beziehen und wohin sie 
diesen liefern. Es ist also völlig unsinnig, rasch eine 
Sonde in die Luft hinauf zu strecken um festzustel-
len, dass alles paletti  sei. Das kann sich schon einige 
Minuten später völlig ändern.
Gerade bei Hochspannungsleitungen sind die Mo-
gelmöglichkeiten enorm. Es darf deshalb nicht nur 
auf Messungen abgestellt werden, sondern es müs-
sen unbedingt auch noch deren Seilquerschnitte be-
rücksichtigt werden. Denn nur diese bestimmen, für 
welche Stromstärken eine Leitung gebaut wurde. 
Leitungsbetreiber hängen nicht tonnenweise Alumi-
niumseile in die Luft, um diese dann nur halbwegs 
auszunützen. Die wissen, was eine Tonne Alu kostet.
Der Angriff auf die Mobilfunk-Grenzwerte
In ihrer Motion „zukunftstaugliche Mobilfunknetze 
für die Schweiz“ fordern Ständerat Noser und Natio-
nalrat Wasserfallen eine Lockerung der Strahlungs-
grenzwerte mit der Behauptung, in der Schweiz 
würden für Mobilfunkstrahlung 10mal strengere 
Grenzwerte als im europäischen Ausland gelten. 

Dass diese Behauptung der grösste Schwindel ist, 
welcher der Schweizer Bevölkerung jemals aufge-
tischt wurde, haben wir schon oft bewiesen. Auf 
unserer Website stellt es eine PP-Kurzpräsentation 
eindrücklich dar: www.gigaherz.ch/wp-content/up-
loads/2015/04/Der-Schweizer-Grenzwertschwin-
del-Neuauflage.pdf
Hier wird nachgewiesen, dass die angeblich 10-mal 
strengeren Schweizer Grenzwerte nur dort gelten, 
wo die Strahlung aus Gründen der Distanz, den Ab-
weichungen zu den  Senderichtungen und/oder der 
Gebäudedämpfung (Betondecken) ganz von selbst 
auf 10% zurück geht. Im Ausland müssen die an-
geblich 10mal höheren Grenzwerte bereits 4-6m 
unmittelbar vor den Antennen eingehalten werden.
Dass den Herren Noser und Wasserfallen mitsamt 
ihrer FDP-Fraktion das vom Bundesrat verabschie-
dete (Mogel-) Konzept für ein nationales Monitoring 
elektromagnetischer Felder sehr gelegen kommt, 
um ihre Forderung nach Lockerung der Strahlungs-
grenzwerte zu unterstreichen, liegt auf der Hand. 
Es bleibt einmal mehr an Gigaherz.ch und seinen 
Verbündeten hängen, die Politiker auf diesen Unfug 
hinzuweisen. Sehen Sie dazu bitte nach unter:
www.gigaherz.ch/nationalrat-ruedi-nosers-husa-
renritt-gegen-lausanne/ (ein Bericht, von welchem 
die Direktion des Bundesamtes für Umwelt übri-
gens erfolglos die Löschung verlangt hat) und www.
gigaherz.ch/bundesrat-zieht-lockerung-der-strah-
lenschutz-grenzwerte-in-betracht/
Das vom Bundesrat verabschiedete Konzept fin-
den Sie hier www.gigaherz.ch/wp-content/up-
loads/2015/12/Konzept-für-ein-nationales-Monito-
ring.pdf

Bild 4: Messung des Magnetfeldes einer Hochspan-
nungsleitung in einem Wohnhaus während 28 Stunden. 
(11.30-fT15.30) in einer Entfernung von 30m. Maximal 
möglicher Strom 600Ampère. Grüne Linie=erlaubter 
Grenzwert von 1uT (1 Mikrotesla)
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Ein weiterer Prozess, an dem Prof. Alexander Lerchl 
von der Jacobs University in Bremen beteiligt war, 
ist eher ungünstig für ihn ausgegangen, wie andere 
gerichtliche Auseinandersetzungen auch (s. Elektro-
smogReport 4/2015).
Verhandelt wurde jetzt vor dem Landgericht Saar-
brücken der Vorwurf von Prof. Lerchl, Dr. Ulrich 
Warnke (Akademischer Oberrat i. R.), jetzt Institut 
für Technische Biologie & Bionik, Science Park 2 an 
der Universität des Saarlandes, Saarbrücken, hätte 
in großem Umfang Plagiate vorgenommen.
Dr. Warnke reichte deshalb Klage ein und verlang-
te, dass die Verbreitung dieser Vorwürfe untersagt 
werde.
Um es kurz zu machen: Die Klage hatte Erfolg.
Prof. Lerchl darf diese Behauptungen nicht mehr 
wiederholen und die Aussagen dazu müssen im 
Internet widerrufen werden. Lerchl behauptete, in 
dem Forschungsbericht von den beiden Autoren 
Warnke und Hensinger mit dem Titel „Steigende 
„Burn-out“-Inzidenz durch technisch erzeugte ma-
gnetische und elektromagne-
tische Felder des Mobil- und 
Kommunikationsfunks“ seien 
überwiegend (62 %) fremde 
Texte übernommen worden, 
ohne dass sie als solche gekenn-
zeichnet waren.
Der Forschungsbericht war 
von der Kompetenzinitiative 
zum Schutz von Mensch, Umwelt und Demokratie 
e. V. herausgegeben worden (ElektrosmogReport 
4/2015 und Kompetenzinitiative zum Schutz von 
Mensch, Umwelt und Demokratie e. V., kompetenz-
initiative.net/KIT/KIT/category/forschung/ ).
Das Urteil wurde am 28.08.2015 verkündet
„Der Beklagte wird verurteilt, es für jeden Fall der 
Zuwiderhandlung bei Vermeidung eines Ordnungs-
geldes von bis zu 250.000 Euro und für den Fall, dass 
dieses nicht beigetrieben werden kann, zur Ord-
nungshaft oder zur Ordnungshaft bis zu sechs Mo-
naten zu unterlassen, zu behaupten, zu verbreiten 
oder zu behaupten oder verbreiten zu lassen, gleich 
Verbreitungsform und gleich ob wörtlich oder sinn-
gemäß, dass sich der Kläger des Plagiats – im Sinne 

des Diebstahl geistigen Eigentums – schuldig ge-
macht habe, so wie geschehen in seinem Beitrag im 
„Elektrosmog-Forum des IZgMF“ vom 31.01.2013.“
Im Urteil steht dazu: „In diesem Fall ist entschei-
dend, ob sich der Kern des gesamten Berichts in ei-
nem falschen Licht darstellt (Palandt/Sprau a.a.O. § 
824 Rn. 7). Dies ist hier der Fall.“ In der Begründung 
wird dargelegt, wann eine Äußerung eine „unwahre 
Tatsachenbehauptung“ ist. Da heißt es: „Bei Anwen-
dung dieser Grundsätze handelt es sich bei der Äu-
ßerung des Beklagten um eine unwahre Tatsachen-
behauptung (S. 10) … Der Beklagte hat insoweit eine 
unwahre Tatsachenbehauptung geäußert.“ (S. 12).
2. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflich-
tet ist, dem Kläger den materiellen Schaden zu er-
setzen, der ihm aus der Veröffentlichung der unter 
1) angegriffenen Äußerungen entstehen wird oder 
bereits entstanden ist.
Im Urteil wird Bezug genommen auf das Gerichts-
verfahren vor dem Landgericht Stuttgart, wo ein 
Verfahren in derselben Sache mit dem zweiten Au-

tor, Peter Hensinger, verhandelt 
worden war und das Gericht im 
Juni 2014 entschied, dass Prof. 
Lerchl die Vorwürfe zurückneh-
men muss (s. auch Elektrosmog-
Report 4/2015).
Das Urteil ist inzwischen rechts-
kräftig. Widerspruch wurde sei-
tens des Prof. Lerchl in der übli-

chen rechtsverbindlichen Frist nicht eingelegt.
Der Vollständigkeit halber und zur Erinnerung sei 
darauf hingewiesen, dass Prof. Lerchl vom Landge-
richt Hamburg verurteilt wurde, den Vorwurf der 
Fälschung von Forschungsergebnissen zu unterlas-
sen, die angeblich an der Medizinischen Universität 
Wien vorgekommen seien und die er jahrelang ver-
breitete. Das betraf einen Teil der REFLEX-Studie, 
die 2004 abgeschlossen und von Prof. Adlkofer ko-
ordiniert worden war.
Quelle: Landgericht Saarbrücken, Aktenzeichen: 4 O 460/13

sehen Sie dazu auch: www.gigaherz.ch/die-glaub-
wuerdigkeit-einer-personalie/ oder ein Beitrag vom 
Februar 2013 www.gigaherz.ch/pleiten-pech-und-
pannen-1876/

Erneute Verurteilung des Bremer Biologie-Professors
Aus einer Mitteilung des Strahlentelex und des Elektrosmog-Report Nr. 29 

vom 5. November 2015 www.strahlentelex.de und der Kompetenzinitiative www.kompetenzinitiative.net
Abdruck mit freundlicher Erlaubnis des Strahlentelex, publiziert bei Gigaherz.ch am 4.1.2016

Vom Landgericht Saarbrücken 
wird ein Widerruf der 

Äußerungen von Prof. Lerchl 
gefordert und Dr. Warnke 
eine noch zu beziffernde 

Entschädigung zugebilligt.
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Ein Vorschlag der Kommission Verkehr und Fern-
meldewesen des Nationalrates
Ausserdem hat die KVF die Einreichung von zwei 
Kommissionsvorstössen zur Weiterentwicklung und 
Modernisierung der Mobilfunknetze beschlossen. 
Einerseits soll der Anlagegrenzwert für Mobilfunk-
anlagen angehoben, die Vollzugshilfsmittel und die 
Anlagendefinitionen vereinfacht, sowie ein NIS-Mo-
nitoring aufgebaut und finanziert werden. Anderer-
seits soll geprüft werden, mit welchen Massnahmen 
Baubewilligungsverfahren für Mobilfunkantennen 
vereinfacht und beschleunigt werden könnten. Über 
den genauen Wortlaut der Vorstösse wird sie an der 
nächsten Sitzung befinden.
Die Idee der handysüchtigen und datenhungrigen 
Parlamentarier und vor allem von deren Lobbyisten 
ist nicht etwa neu. Ein fast gleichlautendes Postu-
lat wurde bekanntlich von Ruedi Noser FDP, damals 
Nationalrat, heute Ständerat, bereits am 15.6.2012 
eingereicht. Siehe unter www.gigaherz.ch/national-
rat-ruedi-nosers-husarenritt-gegen-lausanne/
Anfangs 2013 erhielt das Bundesamt für Umwelt 
vom Bundesrat den Auftrag, in Erfüllung des Pos-
tulates Noser abzuklären, wie weit die den Mobil-
funkbetreibern auferlegten gesetzlichen Regulie-
rungen auf Grund neuester Forschungsergebnisse 
gelockert werden könnten.
Da der von den Lobbyisten der Mobilfunkindustrie 
bestellte Bericht immer noch auf sich warten lässt, 
macht die Kommission Verkehr und Fernmeldewe-
sen des Nationalrats jetzt Druck. Etwa so im Stil der 
völkerrechtlich bedenklichen Durchsetzungsinitiati-
ve zur Ausschaffung krimineller Ausländer. Schliess-
lich haben dort nach dem Rechtsrutsch anlässlich 
der letzten Wahlen die selben Leute die Mehrheit.
Die Forderungen der Kommission Verkehr und 
Fernmeldewesen sind hanebüchern
Falls die Grenzwerte für Mobilfunkstrahlung ge-
lockert würden, hätten wir nämlich die höchsten 
in Europa. Denn es ist Unfug zu behaupten, die 
Schweiz habe 10mal strengere Grenzwerte als das 
europäische Ausland. Über diesen Skandal berich-
tet Gigaherz seit Juli 2003 immer wieder, s.a. Seite 
12 dieses Rundbriefes.  

Vor Massnahmen zur Vereinfachung und Be-
schleunigung der Baubewilligungsverfahren für 
Mobilfunkantennen sei eindringlich gewarnt.
Denn das hiesse, der Bevölkerung wichtige strah-
lungstechnische Informationen zu verheimlichen 
und/oder die Einspracheberechtigung drastisch 
einzuschränken.
In den letzten 15 Jahren hat die NIS-Fachstelle von 
Gigaherz über 750 Einsprechergruppen über alle 
Gerichtsinstanzen, zum Teil bis vor Bundesgericht 
begleitet und beraten. Und diese Einsprechergrup-
pen haben sich bis anhin ausnahmslos hochanstän-
dig und ohne jegliche Drohungen oder gar Gewalt-
anwendung verhalten. Gegenteiliges wurde von der 
Mobilfunklobby selber inszeniert oder erfunden, um 
die Einsprechenden in ein schiefes Licht zu stellen.
Wenn die Mobilfunkbetreiber und ihre Vertreter 
in den eidg. Räten nun das Sicherheitsventil des 
Dampfkessels, auf welchem sie sitzen, zuschweis-
sen, könnte sich das sehr rasch ändern. Denn mittels 
den Einspracheverfahren wurde Anwohnern von 
geplanten Antennen die Möglichkeit geboten, den 
legalen gewaltfreien Weg des Widerstandes zu be-
schreiten. Es sei bei dieser Gelegenheit auch noch 
daran erinnert, dass laut Bundesamt für Statistik 
52% der Schweizer Bevölkerung Mobilfunkantennen 
als gefährlich oder eher gefährlich einschätzen.
Für 7 Millionen ein NIS-Monitoring aufzubauen und 
zu finanzieren, möge sich die Kommission Verkehr 
und Fernmeldewesen des Nationalrates bitte aus 
dem Kopf schlagen. Denn das Konzept hierzu, wel-
ches der Bundesrat anlässlich seiner letzten dies-
jährigen ordentlichen Sitzung vom 18. Dezember 
2015 noch rasch verabschiedet hat, taugt nicht im 
Entferntesten dazu die Strahlungssituation in der 
Schweiz so darzustellen, wie diese in der Realität 
vorkommt. Mit dem falschen Gerät, zur falschen 
Zeit am falschen Ort messen gilt längst nicht mehr. 
Gigaherz.ch hat auch diesen Schwindel aufgedeckt 
und wird ihn auch weiterhin nicht zulassen. (s.a. Sei-
te 11)
Interessant dazu auch Sendung 10vor10 von SRF1 
vom 14.1.2016. s. Seite :

Angriff auf die Grenzwerte
Am 12. Januar 2016 geisterte eine reichlich unpräzise Meldung über eine geplante Lockerung 

der Strahlungs-Grenzwerte für Mobilfunksender durch die Schweizer Medienlandschaft. 
Was genau passiert ist, steht jetzt hier.

von Hans-U. Jakob, Schwarzenburg,  14. Januar 2016
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Die Initiative „Für Ordnung statt Wildwuchs im Mo-
bilfunk“ wurde am 5.1.2015 mit 1280 gültigen Un-
terschriften eingereicht. Gesammelt wurden diese 
innerhalb von 60 Tagen allein von den vier Initian-
tinnen und Initianten in ihrer Freizeit. Das Zustande-
kommen der Initiative ist allein das Verdienst dieser 
vier  ausserordentlich tüchtigen Personen. Ein Bei-
zug des Vereins Gigaherz war nicht erforderlich. Die 
vier managten das grossartig, s.a. www.gigaherz.
ch/luzern-die-initiative-ist-angekommen/
Da die Initiative auf dem vom Bundesgericht mehr-
fach abgesegneten Kaskadenmodell beruht, blieb 
der Stadtregierung (Stadtrat) 
von Luzern nichts anderes übrig, 
als die Initiative für gültig zu er-
klären.
Ob der Initiative Folge geleistet 
werden muss oder nicht, liegt 
nicht in der Kompetenz der 
Stadtregierung (Stadtrat). Die 
Stadtregierung darf dazu nur eine Empfehlung ab-
geben und muss diese an das Stadtparlament (gros-
ser Stadtrat) überweisen.
Die Empfehlung auf Ablehnung an den grossen 
Stadtrat erfolgte zum spätestens möglichen Termin 
am 16.12.2015  und umfasste eine aussergewöhn-
liche Länge von 14 Seiten. Kaum verwunderlich, 
enthielten diese doch praktisch das ganze Propagan-

da-Repertoire der Schweizer Mobilfunkbetreiber.
Am 21.1.2016 wird den Initianten Gelegenheit ge-
boten ihr Argumentarium bei der vorberatenden 
Kommission des grossen Stadtrates (Stadtparla-
ment) nochmals ausführlich vorzutragen. Die Initi-
ative wird darauf hin voraussichtlich am 25.2.2016 
vom grossen Stadtrat (Stadtparlament) eingehend 
diskutiert und anschliessend wird im Rat darüber 
abgestimmt.
Folgt das Stadtparlament dem Antrag der Stadt-
regierung und lehnt die Initiative ebenfalls ab, un-
tersteht die Ablehnung dem obligatorischen Refe-

rendum. Das heisst nichts mehr 
und nichts weniger als, dass 
eine Volksabstimmung erfor-
derlich wird.
Die Luzerner Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger werden 
demnach voraussichtlich am 
5.6.2016 Gelegenheit haben, 

darüber abzustimmen, ob in der Stadt Luzern für 
den Mobilfunk-Antennenbau das Kaskadenmodell 
eingeführt wird oder nicht.
Die Chancen stehen nicht schlecht für die Initiative. 
Halten doch laut Bundesamt für Statistik 52% der 
Schweizerinnen und Schweizer Mobilfunkantennen 
für gefährlich oder eher gefährlich.

Luzern: Die Initiative kommt vors Volk
Zum Stand der Dinge betreffend der Stadtinitiative zur Einführung 

des Kaskadenmodells im Mobilfunkantennenbau.
von Hans-U. Jakob, Schwarzenburg,  16. Januar 2016

Am 5. Juni 2016 wird in Luzern 
voraussichtlich darüber ab-

gestimmt, ob künftige Mobil-
funkantennen aus den Wohn-

zonen verbannt werden.
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